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2.  Corona und Wirtschaft 
 
 
 
Wirtschaftspolitik in Zeiten der Corona-Krise 
 
Die neueste Ausgabe der von der Landeszentrale Baden-Württemberg 
herausgegebenen Zeitschrift „Deutschland & Europa“ widmet sich auf 76 Seiten 
der aktuellen und permanent bedeutsamen Thematik „Wirtschaftspolitik in 
Zeiten der Corona-Krise“ (Anm. 22). 
Sämtliche Beiträge sollen „die Urteilskompetenz von Schülerinnen und Schülern 
stärken, um sie vor dem Hintergrund einer zunehmend komplexen, unsicheren 
und mehrdeutigen Welt als mündige Bürger zur gesellschaftlichen und 
politischen Teilhabe zu befähigen.“ 
Hierzu trägt sicherlich bei, dass Autoren unterschiedlicher 
wirtschaftsökonomischer Denkschulen berücksichtigt worden sind. 
Dieses anspruchsvolle Vorhaben wird nach der Verabschiedung des 
langjährigen Chefredakteurs Jürgen Kalb in den Ruhestand durch Ralf Engels 
fortgeführt, der – im Verbund mit weiteren Fachberatern – eine stärkere 
Didaktisierung der Zeitschrift anvisiert.  
In einem eigenen Moodle-Raum findet man Zusatzmaterialien zur 
Differenzierung, mögliche Tafelbilder und auch Übungsklausuren. Hierdurch 
werden die unterrichtlichen Einsatzmöglichkeiten sicherlich deutlich erweitert. 
 
Im Einleitungsartikel „Die Corona-Krise als Die zentrale Herausforderung“ hebt 
Ralf Engel (Anm. 23) den spezifischen Charakter der Krise hervor. In 
Anlehnung an Jürgen Schaaf betrachtet er sie als „externen Schock biblischen 
Ausmaßes“. Sämtliche Autoren des Heftes betonen die Spezifik der 
ökonomischen Verwerfungen (Angebots- und Nachfragekrise globalen 
Ausmaßes) und beurteilen die beschlossenen wirtschaftspolitischen Maßnahmen 
(Fiskalpolitik, Geldpolitik, Strukturpolitik), um abschließend die Frage zu 
beantworten, ob die Globalisierung an ihre Grenzen kommt. Ralf Engel skizziert 
in der Einleitung die Grundargumentation der Einzelbeiträge des Heftes knapp. 
Trotz wichtiger Trends zur Abschwächung der Globalisierung geht Karl-Heinz 
Paqué beispielsweise in seinem Artikel keinesfalls von einem Ende der 
Globalisierung aus. Ganz im Gegenteil fordert er abschließend die Politik zu 
einer Stärkung multilateralen Engagements auf, um die Globalisierung, die 
insgesamt den Wohlstand mehre, nicht zu gefährden.  
 
Der didaktische Teil zu den fiskalpolitischen Maßnahmen beschäftigt sich u. a. 
mit der Fragestellung, wie mit der steigenden Staatsverschuldung umgegangen 
werden soll.  
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Im didaktischen Teil zur Geldpolitik steht die Frage im Zentrum, ob die 
beschriebene Geldpolitik durch eine Ausweitung der Geldmenge in eine 
Inflation führen wird und was dies für den Sparer bedeuten würde. Im Kontext 
der im Sommer beschlossenen EU-Aufbaufonds geht es auch um die Frage, ob  
und inwiefern Deutschland ökonomisch von der EU profitiert.  
Im didaktischen Teil zur Strukturpolitik stehen Fragen nach der Erreichbarkeit 
des Klimaschutzes sowie einer Postwachstumsökonomie im Zentrum. 
Ob die Globalisierung auch ein Heilmittel gegen die Pandemie sein kann, wird 
im didaktischen Teil des letzten Artikels (Kommt die Globalisierung an ihre 
Grenzen?) erörtert. 
 
In Gustav Horns Überblicksartikel „Die Corona-Krise: Ökonomische Ursachen, 
Folgen und Maßnahmen – ein Überblick“ (Anm. 24) konstatiert der Professor 
für Volkswirtschaftslehre an der Universität Duisburg-Essen, dass anfangs kaum 
weltwirtschaftliche Auswirkungen der von der chinesischen Region Wuhan 
ausgehenden Infektionswelle erwartet wurden. Dabei handelt es sich um eine 
Krise wie keine andere (S. 6): 
 
„Nur wenige Wochen später (…) stand die Welt mitten in einer ökonomischen Krise, wie man 
sie noch nie gesehen hatte. Fast synchron wurden im globalen Maßstab Produktionsstätten 
breitflächig geschlossen. Selbst in jenen Ländern, die dies für überflüssig hielten oder 
vermeiden wollten, brach die Produktion aufgrund unterbrochener Lieferketten im Ausland 
ein. Einen derartigen Tsunamie eines wirtschaftlichen Niedergangs hatte man bislang noch 
nicht gesehen.  Das bisher Unbekannte dieser Krise steht schon an deren Ursprung: Sie hatte 
keinen ökonomischen Grund. Bisher waren ökonomische Krisen ausschließlich aus 
ökonomischen Gründen entstanden. (…) Es handelt sich bei der Corona-Krise also um einen 
exogen ausgelösten Produktionseinbruch, und dieser wurde sogar durch bewusste 
Entscheidungen sehenden Auges herbeigeführt.“ 
 
In der anschließenden Ursachenanalyse betont der Autor, dass bei der Corona-
Krise keineswegs primär von einer Angebotskrise gesprochen werden könne, die 
anschließend in eine Nachfragekrise münde, da sie in hohem Maße auch 
wirtschaftliche Strukturen verändere (Strukturkrise), sodass die 
Wirtschaftspolitik mit „einem einzigartigen wirtschaftlichen 
Maßnahmenbündel“ (Geschwindigkeit und Ausmaß der Maßnahmen) reagieren 
musste.   
Die Politik musste angesichts zunächst fehlender wissenschaftlicher 
Erkenntnisse „unter fundamentaler Unsicherheit handeln“, sodass es nicht 
verwunderlich war, dass die Härte des Lockdowns sehr unterschiedlich in den 
einzelnen Ländern ausfiel. 
Da Deutschland sich für eine „sehr harte Version des Lockdown“ entschieden 
hat, galt es zunächst eine Stabilisierung des Angebots (S. 9) zu erreichen: 
 
„Ein wesentlicher Grund für die rasche und großzügige Hilfe war, dass man zu Recht von 
Beginn an den wirtschaftlichen Akteuren Sicherheit vermitteln wollte, um eine 



 

11 
 

Abwärtsspirale durch sich ausbreitende Panik und wachsenden Pessimismus zu vermeiden. 
Die Botschaft war: Die Lage ist schwierig, aber wir helfen. Wichtig ist in einer solchen Lage 
die Glaubwürdigkeit eines solchen Versprechens, ansonsten verpufft dessen Wirkung.“ 
 
Konjunkturpakete zur Stützung der Nachfrage sollten laut Autor „frühzeitig 
beschlossen sowie gezielt eingesetzt werden und nur von vorübergehender 
Dauer sein.“  Angesichts der deutschen Exportabhängigkeit erwies sich der 
weltweite Nachfrageeinbruch als besonders schwerwiegend.   
Horn gelangt zu einem gemischten Fazit bezüglich der Wirksamkeit der 
beschlossenen politischen Maßnahmen zur Stützung der Nachfrage (S.10): 
 
„Insgesamt fließen angesichts des ungeheuren Finanzvolumens der beschlossenen Programme 
auf kurze Sicht nur relativ wenige Ausgaben kurzfristig in den Wirtschaftskreislauf. Die 
wesentliche Wirkung wird daher in dem Erzeugen von Sicherheit und der Vermeidung von 
Panikreaktionen bestehen, da die Wirtschaftspolitik ihre Bereitschaft zu stabilisieren und zu 
stimulieren sehr wohl deutlich gemacht hat.“ 
 
Sämtliche nationalen und europäischen Programme enthalten erhebliche 
Ausgabenposten und Anreize, die den Strukturwandel fördern sollen. Viele 
dieser Maßnahmen sind allerdings nicht kurzfristig zu realisieren. 
So dürfte es laut Horn zwar zu einigen Rückverlagerungen von als strategisch 
wichtig angesehener Produktion kommen; ansonsten werden die mit der 
Globalisierung gekoppelten Wohlstandsgewinne weiterhin bestehen bleiben. 
 
Die online abrufbaren Ideen für den Unterricht enthalten sowohl Aufgaben zum 
Basistext als auch Aufgabenstellungen zum zusätzlichen Materialteil. Besonders 
gut für den unterrichtlichen Einsatz geeignet erscheint mir der Quellentext M13 
(Armin Mahler: Kommt Deutschland jemals wieder raus aus den Schulden? Der 
Spiegel, 29.5.2020). Gut einsetzbar ist auch das Tafelbild „Die Corona-Krise – 
ein Angebots- und Nachfrageschock.“ 
 
Gregor Jaschke, Miriam Dross und Claudia Kempfert gehen der 
zukunftsrelevanten Frage nach, ob es zu einer neuen Synthese aus Konjunktur- 
und Klimapolitik kommen wird. In Ihrem Artikel „Mit Klimaschutz aus der 
Krise?“ (Anm. 25) befürchten sie eingangs, dass durch die Corona-Pandemie der 
Klimaschutz in den Hintergrund treten könnte. Deshalb sei es essentiell, dass ein 
Konjunkturpaket „die konjunkturellen mit den klimapolitischen Zielen 
verbindet.“ Anschließend werden die einzelnen Maßnahmen der 
Konjunkturpakete auf ihre klimapolitischen Auswirkungen überprüft. 
Im Bereich der Verkehrspolitik beispielsweise wird der Verzicht auf eine 
Kaufprämie für Diesel- und Benzinfahrzeuge ebenso begrüßt wie der neue 
Fokus auf die Elektromobilität und die KFZ-Steuerreform. Relativ dünn fällt das 
Konjunkturpaket bezüglich des Ausbaus der erneuerbaren Energien aus, da 
einige Maßnahmen (Abschaffung des „Solardeckels“ / Erhöhung des 
Ausbauziels für Offshore-Windkraft) schon zuvor beschlossen wurden. 
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Bilanzierend werden viele Einzelmaßnahmen des Konjunkurpakets als 
Fortschritt beim Klimaschutz bewertet und auch unter komparativen 
Gesichtspunkten schneidet das deutsche Klimaschutzpaket „verhältnismäßig gut 
ab“. 
Kritisch betrachtet werden müssen aus der Perspektive des Autorentrios direkte 
Finanzspritzen, die einzelne Branchen vor dem Kollaps retten sollten. Die gelte 
insbesondere für die sehr teure Rettung der Lufthansa, die – im Gegensatz zu 
den Rettungspaketen unserer Nachbarn für einzelne Fluglinien - mit keinerlei 
klimapolitischen Auflagen verbunden wurde. Insgesamt fehle es dem 
Konjunkturpaket aber an der grundsätzlichen strukturellen Ausrichtung auf 
Klimaschutz. 
Im Materialteil weiten die Autoren die Perspektive noch auf die Modalitäten der 
Klimaschutzumsetzung und auf die Kontroverse, ob das Wachstumsparadigma 
ausgedient habe. 
Für den unterrichtlichen Einsatz bietet sich insbesondere ein Vergleich des 
Basistextes mit Quelle M2 (Philip Plickert: So sieht eine vernünftige 
Klimawende aus, FAZ, 7.08.2020) an; hierzu liegt auch ein umfangreiches 
Tafelbild vor. 
 
Die gerade in Deutschland kontrovers diskutierten geldpolitischen Maßnahmen 
der EZB nimmt Jügen Schaaf in seinem Atikel „Die EZB in der Corona-Krise: 
Die geldpolitische Reaktion“ (Anm. 26) in den Blick. 
Hierbei wertet Schaaf die Corona-Pandemie als externen Schock biblischen 
Ausmaßes und überprüft die „Pandemie-Instrumente“ der EZB. In seinem 
„Ausblick“ gelangt der Autor zu einem positiven Fazit (S. 48): 
 
„Die geldpolitischen Maßnahmen der EZB haben: 

- geholfen, die unterbrochenen Produktions- und Einkommensströme zu überbrücken, 
- die Wirtschaft stabilisiert,  
- wirtschaftliche Unsicherheit gelindert, 
- eine Fragmentierung des Euroraums vermieden und  
- die Stabilität an den Finanzmärkten gewahrt. 

Durch diese geldpolitischen Maßnahmen – aber auch die fiskalpolitischen und 
arbeitsmarktpolitischen Eingriffe der Mitgliedstaaten wurde verhindert, dass die Inflationsrate 
noch weiter unter die Zielmarke fällt.“ 
 
Im Materialteil wird gefragt, ob jetzt Inflation drohe und ob die Sparer enteignet 
würden. Sehr gut für den unterrichtlichen Einsatz eignet sich u.a. das Tafelbild 
zu den Auswirkungen von Inflation und Deflation auf unterschiedliche Akteure 
(Unternehmen, Arbeitnehmer, Verbraucher, Bezieher von Transfereinkommen, 
Sparer, Schuldner, Staat). 
 
 
Markus Demary, Senior Economist für Geldpolitik und Finanzökonomik am 
Institut der deutschen Wirtschaft (IW) fragt in seinem Artikel „Von der Corona-
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Krise zur Krise im Euroraum?“ (Anm. 27), ob das Instrumentarium, das von der 
EU, der EZB und den Regierungen der Mitgliedsstaaten eingesetzt wird, 
ausreicht, um einer möglichen Krise im Euroraum vorzubeugen. 
 
Bei der Corona-Krise handelt es sich für Markus Demary nach der globalen 
Finanzmarktkrise (2007-2009) und Banken- und Staatsschuldenkrise (2011/12) 
um die dritte schwere Krise innerhalb weniger Jahre. Nach Ansicht des Autors 
muss die EZB eine „herausragende Stellung im Krisenmanagement“ einnehmen. 
Obgleich er für die Zukunft weder eine Bankenkrise noch eine 
Staatsschuldenkrise ausschließen möchte, attestiert Demary der EZB eine große 
Lernfähigkeit (S. 59): 
 
„Die EZB hat frühzeitig auf die Corona-Pandemie reagiert, was zeigt, dass sie aus den 
Erfahrungen der Banken- und Staatsschuldenkrise gelernt hat. Im Jahr 2012 war es die Rede 
des damaligen EZB-Präsidenten Mario Draghi, dass die EZB alles im Rahmen ihres Mandats 
tun werde, um den Euro zu erhalten, und die darauf beschlossenen geldpolitischen 
Maßnahmen, die die Märkte beruhigt haben. Ebenso entschlossen hat die EZB unter Leitung 
ihrer Präsidentin Christine Lagarde gezeigt, dass die EZB über das Instrumentarium zur 
Verhinderung eines erneuten Aufflammens einer Banken- und Staatsschuldenkrise im 
Euroraum verfügt und dieses auch zielgerichtet eingesetzt werden kann.“ 
 
Diesen Erfolg führt er aber nicht alleine auf die Geldpolitik, sondern auch auf 
den Aufbau einer europäischen Bankenunion mit der gemeinsamen 
Bankenaufsicht und den höheren Eigenkapitalanteil, den die Banken vorhalten, 
zurück. Dennoch bleibe in der Corona-Pandemie aktuell offen, ob die EZB eine 
zukünftige Krise im Euro-Raum verhindern könne. 
Im Materialteil geht der Autor insbesondere der weiterführenden Fragestellung 
„Die EU auf dem Weg zur Transferunion?“ nach. Unterrichtlich lässt sich die 
Position des Autors mit der konträren Position Otmar Issings (M1: „Das ist ein 
Tabubruch“, Interview Mark Schieritz, Die Zeit Nr. 30/2020, 16.07.2020) 
vergleichen; abschließend können die Vor- und Nachteile des EU-Aufbaufonds 
unter unterschiedlichen Perspektiven erörtert werden. 
 
Der letzte Beitrag des Heftes nimmt die weiterführende Fragestellung „Die 
Corona-Krise: Das Ende der Globalisierung?“ (Anm. 28) in den Blick. Sein 
Autor, Karl-Heinz Paqué , Inhaber des Lehrstuhls für internationale Wirtschaft 
an der Otto-von-Guerike-Universität Magdeburg und Vorsitzender der 
Friedrich-Naumann-Stiftung für Freiheit, weist eingangs auf den mit der 
Corona-Krise verbundenen größten Einbruch des Wirtschaftswachstums seit 
dem Zweiten Weltkrieg hin.  
 
Häufig herangezogene Vergleiche zur Einschätzung der Spezifika der Krise 
erachtet der Autor als hochspekulativ. Zum Nachfrageschock bilanziert Paque 
(S. 66): 
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„Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass der Corona-Schock – gemessen am 
quantitativen Ausmaß des Einbruchs der kurzzeitigen gesamtwirtschaftlichen Nachfrage – das 
Schlimmste darstellt, was es bisher in der deutschen Wirtschaftsgeschichte zu Friedenszeiten 
seit der Weltwirtschaftskrise 1930/32 gegeben hat. Auch qualitativ ist der Schock etwas völlig 
Neues: Niemals zuvor waren lokale und regionale Dienstleister in ähnlicher Größenordnung 
betroffen wie die exportorientierten Industrien, die bei normalen Konjunkturkrisen weit 
überproportionale Einbrüche hinnehmen müssen, wie zuletzt 2009 im Gefolge der 
Weltwirtschaftskrise.“ 
 
Hinsichtlich der These einer schnellen Erholung aus dem Angebotsschock sieht 
Paque den Vergleich mit der Zeit nach der Finanzkrise kritisch: „Während und 
nach Corona ist die Lage heutzutage eine ganz andere. Sie lässt sich eher 
vergleichen mit der Reaktion der westlichen Volkswirtschaften auf die Öl- und 
Rohstoffpreiskrisen der siebziger und achtziger Jahre, die eine mittel- und 
langfristige Kontraktion des Produktionspotenzials nach sich zogen.“ 
 
Was die Folgen für die Globalisierung betrifft, so sind es s. E. fünf Faktoren 
(wirtschaftliche Kontraktion, Reshoring der Wertschöpfungsketten, Schutz der 
Gesundheit, Welle des Protektionismus, Gefahr von Handelskriegen), „die 
strukturell in der Post-Corona-Zeit gegen die Globalisierung wirken.“ Gegen 
protektionistische Tendenzen der USA und den chinesischen Staatskapitalismus 
gelte es für die EU insbesondere die Bedeutung eines internationalen 
Regelwerkes als Bollwerk gegen den unilateralen Protektionismus zu betonen. 
Dies setzt den politischen Willen zur Kooperation voraus. Im Schlusssatz warnt 
der Autor: „Diese muss aber zügig beginnen, damit nicht jene Kräfte die 
Oberhand gewinnen, die ohnehin – und völlig zu Unrecht – die Globalisierung 
für Teufelszeug halten.“ 
Im Materialteil gilt es Auswirkungen des Corona-Virus auf die internationale 
Arbeitsteilung zu erörtern. Zudem wird konträr hierzu gefragt, ob die 
Globalisierung nicht ein ökonomisches Heilmittel gegen die Pandemie sein 
könne. Für den unterrichtlichen Einsatz eignet sich vor allem M2 (Marc Saxer: 
Das Ende der Globalisierung, wie wir sie kennen, Der Spiegel, 11.04.2020). 
 
Fazit: Erneut liegt ein fachwissenschaftlich überzeugendes Themenheft der 
Zeitschrift Deutschland & Europa vor, das sich sehr gut für den Einsatz in der 
Sek. II eignet. Es bietet neben den Überblicksartikeln unterschiedlicher 
wirtschaftspolitischer Couleur vielschichtige Materialien und erstmals eine neu 
konzipierte Didaktisierung, die den unterrichtlichen Gebrauchswert durch 
zahlreiche Aufgabenstellung sowie weitere Zusatzmaterialien im Moodle-Room  
(Quellentexte, Tafelbilder, Klausurvorschläge!) erhöht.  
Hier werden wichtige Themenfelder aus den „Anregungen für die 
Überarbeitung der schuleigenen Arbeitspläne im Fach Sozialkunde der 
Sekundarstufe II während der Corona-Pandemie (Grundkurs SK 11)“ 
unterrichtsnah aufgegriffen. 
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Diesem und zukünftigen Heften der Zeitschrift ist deshalb ein Platz in vielen 
Lehrer- und Schülerbibliotheken zu wünschen! 
 
Als gute Ergänzungen sei hier noch auf zwei weitere Artikel verwiesen: 
 
Die Politikwissenschaftlerin Lena Becher unterstreicht in ihrem Interview 
„Corona-Krise: Was sind die Folgen für den Arbeitsmarkt?“ (Anm. 29) die 
besonders günstige Ausgangssituation vor der Krise in Deutschland: 
 
„Vor der Corona-Krise war der Arbeitsmarkt in einer sehr guten Verfassung. Es gab eine 
rückläufige Arbeitslosigkeit und sehr viele sozialversicherungspflichtige Beschäftigte. Es gab 
sogar eine rückläufige Langzeitarbeitslosigkeit – und auch weniger Menschen, die Hartz IV 
beziehen. Die Kassen der Arbeitslosigkeitsversicherung waren daher gut gefüllt und die 
Bedingungen des Arbeitsmarktes nahezu ideal, um die Krise überstehen zu können.“ 
 
Als problematisch erwies sich jedoch der hohe Anteil an Minijobbern, 
Teilzeitkräften und Soloselbstständigen, die wenig in die sozialen 
Sicherungssysteme eingezahlt haben. Externe Faktoren wie strukturelle und 
demografische Wandlungsprozesse sowie die Digitalisierung setzen den 
Arbeitsmarkt weiter unter Druck.  
 
Eine zentrale Rolle nimmt die bekannteste arbeitsmarktpolitische Maßnahme der 
Kurzarbeit ein: 
 
„Laut Bundesagentur für Arbeit gab es Ende April über 10 Millionen Kurzarbeiterinnen und 
Kurzarbeiter, 750.0000 Unternehmen haben Kurzarbeit angemeldet. Das sind historische 
Werte. Um das am Beispiel der Gastronomie zu verdeutlichen: Dort waren Ende April 93 
Prozent in Kurzarbeit – also 9 von 10 Beschäftigten. (…) Für manche bedeutet das, dass sie 
zusätzlich Sozialleistungen beziehen müssen, um nicht unter dem Existenzminimum zu 
leben.“ 
 
Laut einer Studie des IFO Instituts in München würde das nur etwa die Hälfte 
der Unternehmen mehr als sechs Monate überstehen. Ob das die Stunde für 
radikale Systemalternativen wie das bedingungslose Grundeinkommen sein 
könne, wird von der Autorin angezweifelt.  
 
Beim Blick auf die EU zeigten sich unterschiedliche Arbeitsmarktstrategien und 
Sozialpolitiken in den einzelnen Ländern. Von den Einschränkungen der 
Freizügigkeit der Arbeitnehmer war auch Deutschland – z. B. im Bereich der 
Landwirtschaft – besonders betroffen. Hinsichtlich der langfristigen Folgen für 
den Arbeitsmarkt stellt sich die Frage, „ob sich der Arbeitsmarkt durch die 
Corona-Krise so stark verändert, am Ende des sogenannten Matching zwischen 
denjenigen, die eine Stelle suchen und den Unternehmen, die Arbeitskräfte 
suchen, nicht mehr so gut passt.“ 
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Bezüglich der Frage einer auch monetären Aufwertung vieler systemrelevanter 
sozialer Berufe nach der Krise ist die Politikwissenschaftlerin skeptisch. „Es 
besteht eher die Gefahr, dass nach der Corona-Krise eine Art globaler Amnesie 
einsetzt und über diese Beschäftigten nicht mehr gesprochen wird.“ 
 
Mit den Lehren, die die Politik aus der Corona-Pandemie ziehen sollte, setzt sich 
Reinhard Loske, Professor für Nachhaltigkeit an der Cusanus-Hochschule für 
Gesellschaftsgestaltung in Bernkastel-Kues, dessen Buch „Politik der 
Zukunftsfähigkeit. Konturen einer Nachhaltigkeitswende“ von der Deutschen 
Umweltstiftung als „Umweltjahrbuch des Jahres 2016“ ausgezeichnet wurde, in 
seinem Aufsatz „Nachhaltigkeit statt Marktgläubigkeit Lehren für die Politik aus 
der Corona-Pandemie“ (Anm. 30) auseinander. 
Hierbei zieht der Autor Parallelen zur ökologischen Krise und fordert Reformen 
ein. 
Zunächst betont Loske 7 Fehlentwicklungen, die s. E. durch die Pandemie und 
ihre Folgen „offenkundig geworden sind und werden (…): 
 
Das Ignorieren der Naturgrenzen hat einen hohen Preis (…) 
Reflektierte Vorsorgepolitik ist erfolgreicher als Populismus und Problemverleugnung (…) 
Auf die Spitze getriebene globale Arbeitsteilung und Transportabhängigkeit machen 
verletzbar (…) 
Öffentliche Daseinsvorsorge ist mehr als ökonomische Effizienz (…) 
Sorgearbeit und Empathie gehören zum Gesellschaftsfundament (…) 
Suffizienzerfahrungen als mögliche Quelle für Gesellschaftswandel (…) 
Wir leben in einer Welt, handeln aber nicht nach dieser Einsicht (…).“ 
 
Loskes Zentralthese lautet, dass diese Tendenzen zwar in besonderer Weise in 
der Covid-19-Krise sichtbar würden, aber grundsätzlich im Kontext der 
Ökologiedebatte der letzten fünf Jahrzehnte bekannt gewesen seien.  
 
Deshalb gelte es den aktuellen „Ökonomismus“ zu verändern, indem 
ausgetretene Pfade verlassen und der Prozess einer sozial-ökonomischen 
Transformation unter Berücksichtigung suffizienter Lebensstile angegangen 
werden müsse.  
 
Der Autor ist sich sicher, dass der Kapitalismus, wie wir ihn kennen, durch 
etwas Neues abgelöst werden könne, dessen Gestalt aber noch nicht feststehe. 
Hier vertraut er jenseits von Staat und Markt gerade auf eine „wache 
Zivilgesellschaft“, die sich in die öffentliche Debatte einschaltet. 
Ohne einen grundsätzlichen Primat der Politik gegenüber wirtschaftlichen 
Partikularinteressen und einen neuen Generationenvertrag könne dieser Wandel 
aber nicht umgesetzt werden. 
 
 
 


